LANDKREIS ESSLINGEN Anlage 1 zur Sitzungsvorlage IWU/2020/031 (0)
STADT KIRCHHEIM UNTER TECK

Bebauungsplan
gemal § 13a BauGB

sSudlich der
Zem__entstraBe“-
1.Anderung

GEMARKUNG: KIRCHHEIM pLANBEREICH NR. 12.10/1
Gefertigt: Abteilung Stadtebau und Baurecht
Kirchheim unter Teck, den 14.10.2019/

12.12.2019/
31.08.2020

VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschluss und Zustimmung Vorentwurf am 11.12.2019

Bekanntmachung der Aufstellung § 2 Abs. 1 BauGB am 20.12.2019

Beteiligung der Offentlichkeit § 3 Abs. 1 BauGB von 07.01.2020 bis 14.02.2020

Beteiligung der Behdrden § 4 Abs.1 BauGB von 07.01.2020 bis 14.02.2020

Dem Entwurf hat der Gemeinderat zugestimmt am

Offentliche Auslegung § 3 Abs. 2 BauGB von bis

Satzungsbeschluss gemaR § 10 BauGB am

In Kraft getreten am

AUSFERTIGUNGSVERMERK

Die Ubereinstimmung dieses Bebauungsplans - zeichnerischer und schriftlicher Teil - mit
dem vom Gemeinderat beschlossenen Bebauungsplan wird bestatigt.
Das Bebauungsplanverfahren wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen durchgefiihrt.

Kirchheim unter Teck, den

Oberbiirgermeister


fiegenbaumj
Schreibmaschinentext
Anlage 1 zur Sitzungsvorlage IWU/2020/031 (ö)


Textteil zum Bebauungsplan und ortliche Bauvorschriften
»youdlich der ZementstralRe“ — 1. Anderung

Gemarkung Kirchheim
Planbereich Nr. 12.10/1

zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetztes vom 27.03.2020 (BGBi. | S. 587)

zuletzt geandert durch Gesetz vom 18.07.2019 (GBI. S. 313)

i. d. Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786)

Es gelten:

BauGB i. d. Fassung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634),

LBO i. d. Fassung des Gesetzes vom 05.03.2010 (GBI. S. 416),
BauNVO

PlanzV vom 18.12.1990 (BGBI. | S. 58),

zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. | S. 1057)

In Erganzung der zeichnerischen Darstellung des Bebauungsplanes wird Folgendes festgesetzt:

11

1.2

1.3

14

1.5

Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 Abs. 1 BauGB + BauNVO

Art der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB +
§ 6a BauNvVO

§ 1 Abs. 6 +7 BauNVO

Flachen fir Stellplatze und
Garagen

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB +
§ 12 BauNVvVO

Nebenanlagen
§ 14 Abs. 1 BauNVO

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Flachen fur besondere Anlagen
und Vorkehrungen zum
Schutze vor schadlichen
Umwelteinwirkungen

§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Urbanes Gebiet MU:

Im MU1 bis MU3 sind die ausnahmsweise zulassigen
Nutzungen nach § 6a Abs. 3 BauNVO gemal § 1 Abs. 6
BauNVO unzulassig.

In den mit MU1 festgesetzten Bereichen ist die
Wohnnutzung nur ab dem 2. Obergeschoss und in den
mit MU2 festgesetzten Bereichen nur ab dem 1.
Obergeschosses zulassig.

Garagen (auch Tiefgaragen), tiberdachte und offene
Stellplatze sind nur innerhalb der tGberbaubaren
Grundstucksflachen und an den dafir festgesetzten
Stellen zulassig.

Tiefgaragen sind mit einer Erdiiberdeckung von
mindestens 0,60 m auszufiihren. Tiefgaragenaufgange
kénnen auch in der nicht Uberbaubaren Flache liegen.

In den nicht tberbaubaren Grundstticksflachen sind
Nebenanlagen als Gebaude bis zu einer Grofte von max.
20 m® umbauten Raumes je zugeordneter Gebaudeeinheit
zulassig.

Kleinere Nebenanlagen (z.B. Miill- und Fahrradboxen) sind
zulassig, wenn deren Abstand zu den Flachen mit
Gehrecht belegten Flachen mind. 0,2 m betragt.

gr = Gehrecht zugunsten der Aligemeinheit

fr = Fahrrecht zugunsten der Anlieger

Ir1 = Leitungsrecht zugunsten des Zweckverband
Gruppenklarwerk Wendlingen am Neckar

Ir2 = Leitungsrecht zugunsten der Stadt/Stadtwerke

und der Leitungstrager

Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten
Bereiche sind hochabsorbierende Larmschutzwande von
mindestens 3 m Hohe Uiber Stralenniveau der B 297
vorzusehen. Die Larmschutzwande sind nach den
Vorgaben der ,Zuséatzlichen Technischen
Vertragsbedingungen und Richtlinien fur die Ausfihrung
von Larmschutzwanden an Straf’en, ZTV-Lsw 06,
Ausgabe 2006“ auszufihren.

Bei der Ausfiihrung ist der GKW-Sammler zu beachten
und entsprechend die Planung und Ausfliihrung
abzustimmen.



An den Fassaden zur B 297 (Ausnahme sudliches der drei
Baufelder) sind liftungstechnisch notwendige Fenster von
Wohnraumen nur zuléssig, wenn spezielle bauliche
MaRnahmen wie vorgelagerte Loggien bzw. Wintergarten
vorgesehen werden, die ausreichend bellftet sind und mit
denen erreicht wird, dass vor dem geéffneten Fenster des
Aufenthaltsraums Beurteilungspegel von weniger als 60
dB(A) nachts vorliegen. Sofern nachgewiesen wird, dass
Beurteilungspegel von 60 dB(A) nachts durch
Verkehrslarm eingehalten sind (z.B. in den unteren
Stockwerken oder aufgrund vorgelagerter Gebaude), kann
auf diese Festsetzung verzichtet werden.

In den in dem Beiplan gekennzeichneten Bereichen
(6stlich der roten Linie) sind keine lUftungstechnisch
notwendigen Fenster von Aufenthaltsrdumen im Sinne der
DIN 4109-1 ,Schallschutz im Hochbau“ Ausgabe Juli 2016
(Wohn-, Schlaf- und Kinderzimmer, Wohnkuichen bzw.
Biro- und Unterrichtsrdume) zuléssig.

In den in dem Beiplan gekennzeichneten Bereichen
(6stlich der blauen Linie) sind bei der Errichtung und der
Anderung von Gebauden die erforderlichen Schalldamm-
Male der AufRenbauteile von schutzbedirftigen
Aufenthaltsrdumen nach den in dem Beiplan bezeichneten
AufBienlarmpegeln der DIN 4109-2 ,Schallschutz im
Hochbau — Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfiillung
der Anforderungen® Ausgabe Juli 2016, Abschnitt 4.4.5
auszubilden.

Der Nachweis der erforderlichen SchallddmmmaRe hat im
Baugenehmigungsverfahren bzw. Kenntnisgabeverfahren
nach dem in der DIN 4109-1 ,Schallschutz im Hochbau —
Teil 1: Mindestandanforderungen” Ausgabe Juli 2016, i. V.
m. E DIN 4109-1/A1 vom Januar 2017 vorgeschriebenen
Verfahren in Abhangigkeit von der Raumnutzungsart und
RaumgroRe zu erfolgen.

Von den in dem Beiplan dargestellten AuRenlarmpegeln
kann abgewichen werden, soweit im
Baugenehmigungsverfahren bzw. Kenntnisgabeverfahren
der Nachweis erbracht wird, dass ein geringerer
mafgeblicher AuRRenlarmpegel vorliegt als in dem Beiplan
dokumentierten Situation unter Bertcksichtigung der freien
Schallausbreitung. Die Anforderungen an die
Schalldammung der Aufenbauteile kbnnen dann
entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1 reduziert
werden.

Grundlage fiir die Dimensionierung der Schallddmm-Mafle
der AuRenbauteile bildet die Schallimmissionsprognose
der Kurz und Fischer GmbH vom 28.07.2020.

Innerhalb des in dem Beiplan gekennzeichneten Bereichs
(6stlich der blauen Linie) ist fir die Schlaf- und
Kinderzimmer durch ein entsprechendes Liiftungskonzept
ein ausreichender Mindestluftwechsel sicher zu stellen.
Entweder kann die Bellftung Gber eine schallabgewandte
Fassade erfolgen, an der die Orientierungswerte der DIN
18005 eingehalten sind, oder ein ausreichender
Luftwechsel ist auch bei geschlossenem Fenster durch
technische Be- und Entliiftungssysteme sichergestellt.

Von dieser Festsetzung kann abgesehen werden, soweit
im Baugenehmigungsverfahren bzw.
Kenntnisgabeverfahren der Nachweis erbracht wird, dass
unter Berlicksichtigung der konkreten Planung die
Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten werden.



Beiplan Schallimmissionsprognose

1.6

1.7

1.8

1.9

Hohenlage der
baulichen Anlagen
§ 9 Abs. 3 BauGB

Hohen baulicher Anlagen
§ 18 BauNVO

Pflanzgebot, Pflanzbindung
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB

Flachen fir Gemeinschaftsanlagen
§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB

Maflnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft

§ 9 Abs. 1. Nr. 20 BauGB

Bezugspunkt fiir die im Bebauungsplan festgesetzte
maximale Erdgeschossfulbodenhéhe (EFH) der Gebaude
ist die Oberkante des fertigen FuRBbodens.

Eine Unter- oder Uberschreitung der
Erdgeschossfuflbodenhéhe (EFH) darf 0,30 m nicht
Ubersteigen.

Gebaudehdhe (GH) im Sinne dieser Festsetzung ist das
Maf zwischen der festgesetzten EFH und dem obersten
Wandabschluss bei Flachdachern (Oberkante Attika).

Maximal zulassige Gebaudehdhen (GH) siehe Einschrieb
im Plan.

An den im Bebauungsplan schematisch eingetragenen
Einzelbaumstandorten (Pfg) sind standortgerechte
Hochstamme (Laubb&ume) zu pflanzen.

Innerhalb der im Lageplan gekennzeichneten Hofflachen
sind jeweils mindestens 1 mittelkroniger oder zwei
schmalkronige einheimische Laubbaume zu pflanzen.

In den im Lageplanplan gekennzeichneten Hofflachen
kénnen die nach Landesbauordnung notwendigen
Spielplatze dezentral angeordnet werden.

Um eine Stérung von Fledermausarten durch Licht
moglichst auszuschlieRen, was auch allgemein dem
Schutz nachtaktiver Tiere wie etwa Végeln und
Schmetterlingen zu Gute kommt, sollten UV-freie,
insektenfreundliche Beleuchtungsmittel wie LED-
Beleuchtung (z.B. warmweil3e LEDs, keine Abstrahlung
Uber den Horizont, geschlossene Beleuchtungskoérper)
verwendet werden.



21

2.2

23

24

25

Ortliche Bauvorschriften § 74 LBO

Gestaltung der Dacher
§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO

AuRere Gestaltung,
Gestaltung der baulichen Anlagen
§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO

Werbeanlagen
§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO

Anforderungen an die Gestaltung
der unbebauten Flachen
§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO

Anlagen zum Sammeln, Verwenden und
Versickern von Niederschlagswasser
§ 74 Abs. 3 Nr. 2LBO

Die Flachdacher der Hauptgebaude, die Dachflachen von
Garagen / Uberdachten Stellplatzen und die Dachflachen
von Nebenanlagen mit einer Grundflache grofier 7,5 m?
sind — mit Ausnahme der als Dachterrassen genutzten
Bereiche — mindestens extensiv zu begriinen.

Die Dicke der Vegetationsschicht der Flachdacher der
Hauptgebaude muss dabei mindestens 0,10 m betragen.

Bei der Aufstellung von Energiegewinnungsanlagen auf
Flachdachern ist ein seitlicher Abstand von mindestens
0,80 m zwischen der aufsteigenden AuRenwand und der
Energiegewinnungsanlage einzuhalten. Deren Hoéhe ist auf
ein Mal von maximal 0,80 m Uber der Oberkante Attika
beschrankt.

Offene Stellplatze sind in dauerhaft wasserdurchlassigem
Material herzustellen.

Das auf den Stellplatzen anfallende Niederschlagswasser
ist dezentral Uber Versickerung zu beseitigen. Ein direkter
Anschluss des Niederschlagwassers an den Kanal ist nicht
gestattet.

Fur die Stellplatzflachen, die mit offenporigem Material
ausgeflihrt werden, muss durch Aufkantung sichergestellt
werden, dass kein Oberflachenwasser der Straften- und
Hofflachen zuflieBen kann.

Rotierende und lichtreflektierende Werbeanlagen sowie
Werbeanlagen mit wechselndem Licht und in Form von
Kastenkdrpern sind nicht zulassig.

Werbeanlagen sind nur an der Stétte der Leistung und nur
auf den Gebaudeflachen zulassig.

Werbeanlagen oberhalb der Fensterbristung
des ersten Obergeschosses sind unzulassig.

Aufgestanderte und auf dem Dach angebrachte
Werbeanlagen sind nicht zulassig.

Die nicht Gberbauten Flachen der bebauten Grundstiicke
sind, soweit sie nicht flr eine andere zulassige
Verwendung

bendtigt und genutzt werden, als unversiegelte
Vegetationsflachen

gartnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten.
Kies-, Schotter- und sonstige vergleichbare
Materialschuttungen

sind fiir die Gestaltung ihrer Oberflachen

unzuldssig. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare
Materialien

(Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft

mit Wasser gefillten Gartenteichen zulassig.

Das Niederschlagswasser der Dachflachen ist soweit
moglich oberflachennah Gber eine mindestens 30 cm
machtige durchwurzelbare Bodenschicht zu versickern.
Sollte eine Versickerung nicht moglich sein, kann einer
Einleitung des Niederschlagwassers in die
Mischkanalisation zugestimmt werden. Hierbei wird eine
Rickhaltung (30 | je m? versiegelter Flache) und
gedrosselte Einleitung (Drosselabfluss 10 I/s*ha
Einzugsgebietsflache) in die 6ffentliche Kanalisation
empfohlen, zum Beispiel in Form einer Retentionszisterne,
offene Mulden oder Dachbegriinung mit entsprechender
Wasseraufnahmekapazitat.

Das unbelastete Niederschlagswasser kann auf dem
Grundstuck genutzt werden (Regetonne, Teich, Zisterne).



3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

3.7

3.8

Hinweise

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden alle bestehenden Bebauungspléne innerhalb des
raumlichen Geltungsbereichs aufgehoben.

Die Baumschutzsatzung der Stadt Kirchheim unter Teck ist zu beachten.

Auf die Verbotstatbestande der §§ 44 BNatSchG hinsichtlich des Artenschutzes wird hingewiesen.

Der Abriss der bestehenden Gebaude und Eingriffe in vorhandene Gehdlz- oder Vegetationsbestéande
sind aufRerhalb der Aktivitatsperiode der Fledermause und auf3erhalb der Brutzeit der Végel
in einem Zeitraum ab 1. Oktober bis Ende Februar vorzunehmen.

Die innerhalb des raumlichen Geltungsbereichs eingetragenen Flurstiicksgrenzen und —nummern stim-
men mit den Festsetzungen des Liegenschaftskatasters tberein.

Die Aufteilung der Verkehrsflachen ist Richtlinie. Den genauen Ausbau regelt der Ausbauplan.

Nach dem geologischen Basisdatensatz des LGRB befindet sich das Plangebiet im Verbreitungsbereich
von Gesteinen des Unterjuras, die von holozanem Auenlehm bzw. Hangschutt jeweils unbekannter
Méachtigkeit Gberlagert werden.

Mit lokalen Auffiillungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind,
einem oberflichennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie einem kleinrdumig deutlich
unterschiedlichen Setzungsverhalten des Auenlehms ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile
kénnen zu zusatzlichen bautechnischen Erschwernissen flhren. Der Grundwasserflurabstand kann
bauwerksrelevant sein.

Bei Baumafinahmen oder Umnutzungen im Bereich des Altstandorts ,Most, Zementstralle 14-18",
insbesondere im Bereich der ehemaligen Betriebstankstelle bei der Zementstralle 18, sind vorab
Untersuchungen

mit dem Amt flr Wasserwirtschaft und Bodenschutz abzustimmen.

Sollten sich Anhaltspunkte schadlicher Bodenveranderungen ergeben, ist das Landratsamt Esslingen,
Amt fir Wasserwirtschaft und Bodenschutz, zu informieren.

Bei BaumalRnahmen, die tiefer reichen als bisherige Griindungen, wird eine Baugrunderkundung
empfohlen.

Sofern durch BaumafRnahmen Grundwasser erschlossen wird, ist ein Wasserrechtsverfahren
durchzufiihren.
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Zeichenerklarung

Art der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB §§ 1 bis 11 BauNVO

Urbanes Gebiet § 6a
BauNVO

MaR der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB § 16 bis 21a BauNVO

0,8 Grundflachenzahl
i Zahl der Vollgeschosse, zwingend
o offene Bauweise § 23 BauNVO

Bauweise, Baugrenzen, Stellung der
baulichen Anlagen
§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 u. 23 BauNVO

FwTewTa Baugrenze

Flachen fir Garagen, Stellplatze und
Nebenanlagen

Stellplatz § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Stellplatz § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Flache zur Vorkehrung und zum Schutze
vor schédlicher Umwelteinwirkungen
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

m Larmschutzwand

Verkehrsflachen
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Gehweg

Griinflache
§ 9 Abs. 1 Nr.15 BauGB

@ zu pflanzender Baum

Flachen mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

_“_'I'r_“_' i leitungsrecht Zugunsten der
,

1 i .
0] Gruppenklarwerk

-
Ir, O Leitungsrecht Zugunsten der Spartentrager

1
J:IIZIIZIIZL

-
J gr, fr [
—r Gehrecht Zugunsten der Allgemeinheit

Fahrrecht Zugungsten der Anlieger

Sonstige Planzeichen

Grenze des raumlichen
Geltungsbereiches
§ 9 Abs. 7 BauGB

Hofflache: s. Festsetzung 1.9

Abgrenzung der unterschiedlicher Nutzung

Versorgungsflachen § 9
Abs. 1 Nr.12 BauGB
Elektrizitat
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